
Praktiken	und	unter	Bedingungen
krisenbedingter	Unsicherheit	wird	zuletzt	die
hier	vertretene	zeitdiagnostische	These
vorgestellt,	dass	die	Eurozone	in	ihrer
aktuellen	institutionellen	Ausgestaltung
zunehmend	den	politischen	Vorstellungen	des
Ordoliberalismus	als	einer	spezifischen
Variante	des	Neoliberalismus	entspricht.	In
diesem	Sinne	erleben	wir	im	Moment	die
Ordoliberalisierung	Europas.	Denn	nicht	nur
hat	Wettbewerbsfähigkeit	oberste	Priorität	als
Ziel	aller	Reformen,	die	Eurozone	verfügt
darüber	hinaus	heute	über	eine
Wettbewerbsordnung,	die	all	ihre
Mitgliedsländer	in	eine	bestimmte,	als
wünschenswert	angesehene	Form	der
Konkurrenz	zwingt,	die	zumindest	bis	zum
Anbruch	des	Coronazäns	in	einer	allgemeinen
Politik	der	Austerität	resultierte.	Des



Weiteren	implementiert	diese
Wirtschaftsverfassung	in	ihren
Strukturmerkmalen	viele	ordoliberale
Überzeugungen	im	Hinblick	auf	die	Rolle,	die
Staat,	Demokratie	und	Wissenschaft	bei	der
Regierung	des	Marktes	spielen	sollen	–	wobei
es	sich	in	diesem	Fall	natürlich	um	einen
Markt	der	Jurisdiktionen	handelt.	Diese	Form
von	Governance	ist	zutiefst	skeptisch
gegenüber	pluralistischer	Demokratie	und
verlegt	sich	stattdessen	auf	einen
technokratischen	Politikmodus	mit
autoritären	Anklängen.

Wenn	es	zutrifft,	dass	das	Signum	unserer
Zeit	der	Aufstieg	des	Autoritarismus	ist,	dann
sollten	wir	nicht	davon	ausgehen,	dass	damit
das	Ende	des	Neoliberalismus	besiegelt	ist.	Im
Gegenteil	beinhalteten	bestimmte	Variationen
des	neoliberalen	Denkens	von	jeher	eine



autoritäre	Dimension,	die	nun	zunehmend	in
seiner	real	existierenden	Form	sichtbar	wird,
sei	es	in	Europa	oder	anderswo.	Versteht	man
den	Neoliberalismus	richtig,	nämlich	als
kapitalistische	Märkte,	die	in	autoritäre
politische	Formen	eingebettet	sind,	dann	ist
dieser	Neoliberalismus	keineswegs	am	Ende
–	womöglich	hat	er	gerade	erst	begonnen.
Dementsprechend	widmet	sich	der
abschließende	Epilog	der	Frage	des
Verhältnisses	von	Neoliberalismus	und
Autoritarismus,	aber	auch	den
Auswirkungen,	die	die	Corona-Krise	auf	die
Ordoliberalisierung	Europas	hat	–	soweit	sich
dies	heute	schon	beurteilen	lässt.

Unsere	Untersuchung	beginnt	mit	einem
genaueren	Blick	auf	die	möglichen	Gründe
für	und	gegen	die	weitere	Verwendung	des
Begriffs	›Neoliberalismus‹.	Soweit	ich	sehen



kann,	gibt	es	zwei	Argumentationslinien,	auf
die	die	Gegner	des	Begriffs	zurückgreifen.
11 Das	erste	Argument	lautet,
Neoliberalismus	sei	auf	einen	bloßen
politischen	»Kampfbegriff«	oder	gar	ein
»Schimpfwort«	[6]		reduziert	worden,	und	die
Vertreter	dieser	Perspektive	sprechen	sich
stattdessen	für	die	Verwendung	eines
weniger	werturteilsgeladenen	analytischen
Vokabulars	aus,	um	politökonomische	Ideen,
Politiken	oder	Institutionen	zu	beschreiben.
Das	zweite	Argument	fokussiert	auf	das	eng
damit	verbundene	Problem,	das	der
Neoliberalismus	mit	vielen	anderen	Begriffen
teilt,	die	zumindest	für	eine	gewisse	Zeit	zu
intellektuellen	Modewörtern	aufsteigen:
Gerade	wegen	ihrer	Popularität	und	der
damit	verbundenen	Verbreitung	über
disziplinäre	Grenzen	und	die	entsprechenden



Zugänge	hinweg	lösen	sie	sich	in	amorphe
Allerweltsbegriffe	oder	leere	Signifikanten
auf.[7]		Dem	»Diskurs«	und	der
»Globalisierung«	war	ein	ähnliches	Schicksal
beschieden.

Dem	Vorwurf,	dass	der	Neoliberalismus
nicht	mehr	ist	als	eine	semantische	Waffe	in
der	Hand	antikapitalistischer	Kräfte	und
daher	zugunsten	von	Konzepten	und
analytischen	Kategorien	verabschiedet
werden	sollte,	die	nicht	als	politisch	suspekt
gelten,	liegt	allerdings	eine	problematische
Vorannahme	zugrunde.	Implizit	wird	nämlich
die	Möglichkeit	einer	Sprache	vorausgesetzt,
die	(noch	nicht)	durch	politische
Parteinahmen	kontaminiert	ist	und	einen
unverzerrten	Zugang	zur	politischen
Wirklichkeit	bietet.	Schließlich	ist	der
Vorwurf	nur	dann	stichhaltig,	wenn


